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PRAAMBEL 

DIE EUROPÄISCHE WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT, 

DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT FÜR KOHLE UND STAHL, 

DAS KÖNIGREICH BELGIEN, 

DAS KÖNIGREICH DÄNEMARK, 

DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, 

DIE GRIECHISCHE REPUBLIK, 

DAS KÖNIGREICH SPANIEN, 

DIE FRANZÖSISCHE REPUBLIK, 

IRLAND, 

DIE ITALIENISCHE REPUBLIK, 

DAS GROSSHERZOGTUM LUXEMBURG, 

DAS KÖNIGREICH DER NIEDERLANDE, 

DIE PORTUGIESISCHE REPUBLIK, 

DAS VEREINIGTE KÖNIGREICH GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND 

UND 

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH, 

DIE REPUBLIK FINNLAND, 

DIE REPUBLIK ISLAND, 

DAS FÜRSTENTUM LIECHTENSTEIN, 

DAS KÖNIGREICH NORWEGEN, 

DAS KÖNIGREICH SCHWEDEN, 

DIE SCHWEIZERISCHE EIDGENOSSENSCHAFT, 

nachstehend die VERTRAGSPARTEIEN genannt, 

IN DER ÜBERZEUGUNG, daß ein Europäischer Wirtschaftsraum einen Beitrag zur Errichtung eines auf 
Frieden, Demokratie und Menschenrechte gegründeten Europas leisten wird, 

UNTER ERNEUTER BESTÄTIGUNG der hohen Priorität, die sie den privilegierten Beziehungen zwi­
schen der Europäischen Gemeinschaft, ihren Mitgliedstaaten und den EFTA-Staaten zuerkennen, welche 
auf Nachbarschaft, den traditionellen gemeinsamen Werten und der europäischen Identität beruhen, 

IN DEM FESTEN WILLEN, auf der Grundlage der Marktwirtschaft zur Liberalisierung des Welthandels 
und zur weltweiten handelspolitischen Zusammenarbeit beizutragen, insbesondere im Einklang mit dem 
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen und dem Übereinkommen über die Organisation für wirtschaft­
liche Zusammenarbeit und Entwicklung, 
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IN ANBETRACHT des Ziels , einen dynamischen und homogenen Europäischen Wirtschaftsraum zu er­
richten, der auf gemeinsamen Regeln und gleichen Wettbewerbsbedingungen beruht und in dem angemes­
sene Mittel für deren Durchsetzung - und zwar auch auf gerichtlicher Ebene - vorgesehen sind und der auf 
der Grundlage der Gleichheit und Gegenseitigkeit sowie eines Gesamtgleichgewichts der Vorteile , Rechte 
und Pflichten der Vertragsparteien verwirklicht wird, 

IN DEM FESTEN WILLEN, für die weitestmögliche Verwirklichung der Freizügigkeit und des freien 
Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs innerhalb des ganzen Europäischen Wirtschaftsraums sowie 
für eine verstärkte und erweiterte Zusammenarbeit bei den begleitenden und horizontalen Politiken zu 
sorgen, 

IN DEM BESTREBEN, die harmonische Entwicklung des Europäischen Wirtschaftsraums zu fördern, 
und überzeugt von der Notwendigkeit, durch die Anwendung dieses Abkommens zur Verringerung der 
wirtschaftlichen und sozialen regionalen Ungleichgewichte beizutragen, 

IN DEM WUNSCH, zu einer Verstärkung der Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedern des Euro­
päischen Parlaments und der Parlamente der EFTA-Staaten sowie zwischen den Sozialpartnern in der 
Europäischen Gemeinschaft und den EFTA-Staaten beizutragen, 

ÜBERZEUGT von der wichtigen Rolle, die der einzelne im Europäischen Wirtschaftsraum durch die Aus­
übung der ihm durch dieses Abkommen verliehenen Rechte und durch die gerichtliche Geltendmachung 
dieser Rechte spielen wird, 

IN DEM FESTEN WILLEN, die Umwelt zu bewahren, zu schützen und ihre Qualität zu verbessern und 
die umsichtige und rationelle Verwendung der natürlichen Ressourcen auf der Grundlage insbesondere des 
Grundsatzes der umweltverträglichen Entwicklung sowie des Grundsatzes der Vorsorge und Vorbeugung 
zu gewährleisten, 

IN DEM FESTEN WILLEN, bei der Weiterentwicklung von Vorschriften ein hohes Schutzniveau für 
Gesundheit, Sicherheit und Umwelt zugrunde zu legen, 

IN KENNTNIS der Bedeutung der Entwicklung der sozialen Dimension einschließlich der Gleichbehand­
lung von Mann und Frau im Europäischen Wirtschaftsraum und in dem Wunsch , den wirtschaftlichen und 
sozialen Fortschritt zu gewährleisten und die Voraussetzungen für Vollbeschäftigung, einen höheren 
Lebensstandard und verbesserte Arbeitsbedingungen innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums zu för­
dern, 

IN DEM FESTEN WILLEN, im Streben nach einem hohen Verbraucherschutzniveau die Interessen der 
Verbraucher zu fördern und ihre Marktposition zu stärken, 

IN DEM VORSATZ, gemeinsam die wissenschaftliche und technologische Grundlage der europäischen 
Industrie zu stärken und deren Wettbewerbsfähigkeit auf internationaler Ebene zu fördern , 

IN DER ERWÄGUNG, daß der Abschluß dieses Abkommens in keiner Weise die Möglichkeit eines Bei­
tritts eines jeden EFTA-Staates zu den Europäischen Gemeinschaften berührt, 

IN ANBETRACHT des Zieles der Vertragsparteien, bei voller Wahrung der Unabhängigkeit der Gerichte 
eine einheitliche Auslegung und Anwendung dieses Abkommens und der gemeinschaftsrechtlichen Bestim­
mungen, die in ihrem wesentlichen Gehalt in dieses Abkommen übernommen werden, zu erreichen und 
beizubehalten und eine Gleichbehandlung der Einzelpersonen und Marktteilnehmer hinsichtlich der vier 
Freiheiten und der Wettbewerbsbedingungen zu erreichen, 

IN ANBETRACHT der Tatsache, daß vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Abkommens und der durch 
das Völkerrecht gesetzten Grenzen dieses Abkommen weder die Autonomie der Beschlußfassung noch die 
Befugnis zum Vertragsschluß der Vertragsparteien beschränkt, 

HABEN BESCHLOSSEN, folgendes Abkommen zu schließen : 
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TEIL I 

ZIELE UND GRUNDSÄTZE 

Artikel 1 Artikel 3 

( 1 ) Ziel dieses Assoziierungsabkommens ist es , eine 
beständige und ausgewogene Stärkung der Handels- und 
Wirtschaftsbeziehungen zwischen den Vertragsparteien 
unter gleichen Wettbewerbsbedingungen und die Einhal­
tung gleicher Regeln zu fördern, um einen homogenen 
Europäischen Wirtschaftsraum, nachstehend EWR ge­
nannt, zu schaffen . 

(2) Zur Verwirklichung der in Absatz 1 genannten 
Ziele umfaßt die Assoziation im Einklang mit den Be­
stimmungen dieses Abkommens : 

a) den freien Warenverkehr, 
* 

b) die Freizügigkeit, 

c) den freien Dienstleistungsverkehr, 

d) den freien Kapitalverkehr, 

e) die Einrichtung eines Systems, das den Wettbewerb 
vor Verfälschungen schützt und die Befolgung der 
diesbezüglichen Regeln für alle in gleicher Weise ge­
währleistet, sowie 

f) eine engere Zusammenarbeit in anderen Bereichen 
wie Forschung und Entwicklung, Umwelt, Bildungs­
wesen und Sozialpolitik. 

Artikel 2 

Im Sinne dieses Abkommens bedeutet 

a) „Abkommen": das Hauptabkommen, die Protokolle 
und Anhänge dazu sowie die Rechtsakte, auf die 
darin verwiesen wird, 

b) „EFTA-Staaten": die Vertragsparteien, die Mitglie­
der der Europäischen Freihandelsassoziation sind , 

c) „Vertragsparteien" im Falle der Gemeinschaft und ih­
rer Mitgliedstaaten : die Gemeinschaft und die EG­
Mitgliedstaaten oder die Gemeinschaft oder die EG­
Mitgliedstaaten . Die jeweilige Bedeutung dieses Be­
griffs ist im Einzelfall abzuleiten aus den einschlägi­
gen Bestimmungen dieses Abkommens und aus den 
Zuständigkeiten der Gemeinschaft bzw. der Mitglied­
staaten, wie sie sich aus dem Vertrag zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem 
Vertrag über die Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft für Kohle und Stahl ergeben . 

Die Vertragsparteien treffen alle geeigneten Maßnahmen 
allgemeiner oder besonderer Art zur Erfüllung der Ver­
pflichtungen, die sich aus diesem Abkommen ergeben. 

Sie unterlassen alle Maßnahmen, welche die Verwirk­
lichung der Ziele dieses Abkommens gefährden könnten. 

Sie fördern außerdem die Zusammenarbeit im Rahmen 
dieses Abkommens . 

Artikel 4 

Unbeschadet besonderer Bestimmungen dieses Abkom­
mens ist in seinem Anwendungsbereich jede Diskriminie­
rung aus Gründen der Staatsangehörigkeit verboten . 

Artikel 5 

Die Vertragsparteien können nach Maßgabe des Artikels 
92 Absatz 2 beziehungsweise des Artikels 89 Absatz 2 
jederzeit ein Anliegen im Gemeinsamen EWR-Ausschuß 
oder im EWR-Rat zur Sprache bringen . 

Artikel 6 

Unbeschadet der künftigen Entwicklungen der Recht­
sprechung werden die Bestimmungen dieses Abkommens, 
soweit sie mit den entsprechenden Bestimmungen des 
Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft und des Vertrags über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl sowie 
der aufgrund dieser beiden Verträge erlassenen Rechts­
akte in ihrem wesentlichen Gehalt identisch sind , bei ih­
rer Durchführung und Anwendung im Einklang mit den 
einschlägigen Entscheidungen ausgelegt, die der Ge­
richtshof der Europäischen Gemeinschaften vor dem 
Zeitpunkt der Unterzeichnung dieses Abkommens erlas­
sen hat. 

Artikel 7 

Rechtsakte, auf die in den Anhängen zu diesem Abkom­
men oder in den Entscheidungen des Gemeinsamen 
EWR-Ausschusses Bezug genommen wird oder die darin 
enthalten sind, sind für die Vertragsparteien verbindlich 
und Teil des innerstaatlichen Rechts oder in innerstaat­
liches Recht umzusetzen, und zwar wie folgt : 

a) Ein Rechtsakt, der einer EWG-Verordnung ent­
spricht, wird als solcher in das innerstaatliche Recht 
der Vertragsparteien übernommen. 

b) Ein Rechtsakt, der einer EWG-Richtlinie entspricht, 
überläßt den Behörden der Vertragsparteien die Wahl 
der Form und der Mittel zu ihrer Durchführung. 
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Artikel 24

Besondere Bestimmungen und besondere Regelungen für
den Energiebereich sind in Anhang IV enthalten .

Artikel 25

Führt die Beachtung der Artikel 10 und 12
a) zu einer Wiederausfuhr in ein Drittland, dem gegen­

über die ausführende Vertragspartei für die betref­
fende Ware mengenmäßige Ausfuhrbeschränkungen,
Ausfuhrzölle oder Maßnahmen oder Abgaben glei­
cher Wirkung aufrechterhält, oder

b) zu einer schwerwiegenden Verknappung oder der
Gefahr einer schwerwiegenden Verknappung bei ei­
ner für die ausführende Vertragspartei wesentlichen
Ware,

und ergeben sich aus den angeführten Sachverhalten tat­
sächlich oder voraussichtlich für die ausführende Ver­

tragspartei erhebliche Schwierigkeiten, so kann diese
Vertragspartei nach dem Verfahren des Artikels 113 ge­
eignete Maßnahmen treffen .

Artikel 26

Soweit in diesem Abkommen nichts anderes bestimmt ist,
werden im Verhältnis zwischen den Vertragsparteien An­
tidumpingmaßnahmen, Ausgleichszölle und Maßnahmen
zum Schutz gegen unlautere Handelspraktiken von
Drittländern nicht angewendet.

KAPITEL 5

KOHLE- UND STAHLERZEUGNISSE

Artikel 27

Die Bestimmungen und Regelungen für Kohle- und
Stahlerzeugnisse sind in den Protokollen 14 und 25 nie­
dergelegt.

TEIL III 

FREIZÜGIGKEIT, FREIER DIENSTLEISTUNGS- UND KAPITALVERKEHR 

KAPITEL 1 d) nach Beendigung einer Beschäftigung im Hoheitsge­
biet eines EG-Mitgliedstaats oder eines EFTA-Staates 

ARBEITNEHMER UND SELBSTÄNDIG zu verbleiben . 
ERWERBSTÄTIGE 

Artikel 28 

( 1 ) Zwischen den EG-Mitgliedstaaten und den EFTA­
Staaten wird die Freizügigkeit der Arbeitnehmer herge­
stellt. 

(2) Sie umfaßt die Abschaffung jeder auf der Staats­
angehörigkeit beruhenden unterschiedlichen Behandlung 
der Arbeitnehmer der EG-Mitgliedstaaten und der 
EFTA-Staaten in bezug auf Beschäftigung, Entlohnung 
und sonstige Arbeitsbedingungen . 

(3) Sie gibt - vorbehaltlich der aus Gründen der öf­
fentlichen Ordnung, Sicherheit und Gesundheit gerecht­
fertigten Beschränkungen - den Arbeitnehmern das 
Recht, 

a) sich um tatsächlich angebotene Stellen zu bewerben ; 

b) sich zu diesem Zweck im Hoheitsgebiet der EG-Mit­
gliedstaaten und der EFTA-Staaten frei zu bewegen ; 

c) sich im Hoheitsgebiet eines EG-Mitgliedstaats oder 
eines EFTA-Staates aufzuhalten, um dort nach den 
für die Arbeitnehmer dieses Staates geltenden Rechts­
und Verwaltungsvorschriften eine Beschäftigung aus­
zuüben ; 

(4) Dieser Artikel findet keine Anwendung auf die 
Beschäftigung im öffentlichen Dienst . 

(5) Die besonderen Bestimmungen über die Freizügig­
keit der Arbeitnehmer sind in Anhang V enthalten . 

Artikel 29 

Zur Herstellung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer und 
der selbständig Erwerbstätigen stellen die Vertragspar­
teien auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit gemäß An­
hang VI für Arbeitnehmer und selbständig Erwerbstätige 
sowie deren Familienangehörige insbesondere folgendes 
sicher : 

a) die Zusammenrechnung aller nach den verschiedenen 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften berücksichtigten 
Zeiten für den Erwerb und die Aufrechterhaltung des 
Leistungsanspruchs sowie für die Berechnung der Lei­
stungen ; 

b) die Zahlung der Leistungen an Personen, die in den 
Hoheitsgebieten der Vertragsparteien wohnen. 

Artikel 30 

Um Arbeitnehmern und selbständig Erwerbstätigen die 
Aufnahme und Ausübung von Erwerbstätigkeiten zu er­
leichtern, treffen die Vertragsparteien die erforderlichen 
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Maßnahmen nach Anhang VII zur gegenseitigen Aner­
kennung von Diplomen, Prüfungszeugnissen und sonsti­
gen Befähigungsnachweisen sowie zur Koordinierung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Vertrags­
parteien über die Aufnahme und Ausübung von Erwerbs­
tätigkeiten durch Arbeitnehmer und selbständig Erwerbs­
tätige . 

KAPITEL 2 

NIEDERLASSUNGSRECHT 

Artikel 31 

( 1 ) Im Rahmen dieses Abkommens unterliegt die freie 
Niederlassung von Staatsangehörigen eines EG-Mit­
gliedstaats oder eines EFTA-Staates im Hoheitsgebiet ei­
nes dieser Staaten keinen Beschränkungen . Das gilt glei­
chermaßen für die Gründung von Agenturen, Zweignie­
derlassungen oder Tochtergesellschaften durch Angehö­
rige eines EG-Mitgliedstaats oder eines EFTA-Staates , 
die im Hoheitsgebiet eines dieser Staaten ansässig sind . 

Vorbehaltlich des Kapitels 4 umfaßt die Niederlassungs­
freiheit die Aufnahme und Ausübung selbständiger Er­
werbstätigkeiten sowie die Gründung und Leitung von 
Unternehmen, insbesondere von Gesellschaften im Sinne 
des Artikels 34 Absatz 2, nach den Bestimmungen des 
Aufnahmestaats für seine eigenen Angehörigen. 

(2) Die besonderen Bestimmungen über das Nieder­
lassungsrecht sind in den Anhängen VIII bis XI enthal­
ten. 

Artikel 32 

Auf Tätigkeiten, die im Hoheitsgebiet einer Vertragspar­
tei dauernd oder zeitweise mit der Ausübung öffentlicher 
Gewalt verbunden sind, findet dieses Kapitel im Hoheits­
gebiet der betreffenden Vertragspartei keine Anwen­
dung. 

Artikel 33 

Dieses Kapitel und die aufgrund desselben getroffenen 
Maßnahmen beeinträchtigen nicht die Anwendbarkeit 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die eine be­
sondere Regelung für Ausländer vorsehen und aus Grün­
den der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesund­
heit gerechtfertigt sind . 

Artikel 34 

Für die Anwendung dieses Kapitels stehen die nach den 
Rechtsvorschriften eines EG-Mitgliedstaats oder eines 
EFTA-Staates gegründeten Gesellschaften, die ihren sat­
zungsmäßigen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder ihre 
Hauptniederlassung im Hoheitsgebiet der Vertragspar­
teien haben, den natürlichen Personen gleich, die Ange­
hörige der EG-Mitgliedstaaten oder der EFTA-Staaten 
sind. 

Als Gesellschaften gelten die Gesellschaften des bürger­
lichen Rechts und des Handelsrechts einschließlich der 
Genossenschaften und die sonstigen juristischen Perso­
nen des öffentlichen und privaten Rechts mit Ausnahme 
derjenigen, die keinen Erwerbszweck verfolgen. 

Artikel 35 

Auf das in diesem Kapitel geregelte Sachgebiet findet 
Artikel 30 Anwendung. 

KAPITEL 3 

DIENSTLEISTUNGEN 

Artikel 36 

( 1 ) Im Rahmen dieses Abkommens unterliegt der freie 
Dienstleistungsverkehr im Gebiet der Vertragsparteien 
für Angehörige der EG-Mitgliedstaaten und der EFTA­
Staaten, die in einem anderen EG-Mitgliedstaat bezie­
hungsweise einem anderen EFTA-Staat als demjenigen 
des Leistungsempfängers ansässig sind, keinen Beschrän­
kungen . 

(2) Die besonderen Bestimmungen über den freien 
Dienstleistungsverkehr sind in den Anhängen IX bis XI 
enthalten . 

Artikel 37 

Dienstleistungen im Sinne dieses Abkommens sind Lei­
stungen, die in der Regel gegen Entgelt erbracht werden, 
soweit sie nicht den Vorschriften über den freien Waren­
und Kapitalverkehr und über die Freizügigkeit unterlie­
gen . 

Als Dienstleistungen gelten insbesondere : 

a) gewerbliche Tätigkeiten, 

b) kaufmännische Tätigkeiten, 

. c) handwerkliche Tätigkeiten, 

d) freiberufliche Tätigkeiten.* 

Unbeschadet des Kapitels 2 kann der Leistende zwecks 
Erbringung seiner Leistungen seine Tätigkeit vorüberge­
hend in dem Staat ausüben, in dem die Leistung erbracht 
wird, und zwar unter den Voraussetzungen, welche die­
ser Staat für seine eigenen Angehörigen vorschreibt . 

Artikel 38 

Für den freien Dienstleistungsverkehr auf dem Gebiet 
des Verkehrs gelten die Bestimmungen des Kapitels 6 . 

Artikel 39 

Auf das in diesem Kapitel geregelte Sachgebiet finden 
die Artikel 30 , 32 , 33 und 34 Anwendung. 
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gebenheiten, Politiken und Aussichten erörtern. Dieser 
Meinungs- und Informationsaustausch ist unverbindlich. 

KAPITEL 6 

VERKEHR 

Artikel 47 

(1) Die Artikel 48 bis 52 gelten für die Beförderungen
im Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehr.

(2) Die besonderen Bestimmungen für sämtliche V er-
kehrsträger sind in Anhang XIII enthalten.

Artikel 48 

(1) Die Bestimmungen eines EG-Mitgliedstaats oder
emes EFf A-Staates für den Eisenbahn-, Straßen- und
Binnenschiffsverkehr, die nicht unter Anhang XIII fallen,
dürfen in ihren unmittelbaren oder mittelbaren Auswir­
kungen auf die Verkehrsunternehmer anderer Staaten im
Vergleich zu den inländischen Verkehrsunternehmern
nicht ungünstiger sein.

(2) Eine Vertragspartei, die von dem Grundsatz in
Absatz 1 abweicht, teilt dies dem Gemeinsamen EWR­
Ausschuß mit. Die anderen Vertragsparteien, die diese
Abweichung nicht akzeptieren, können entsprechende
Gegenmaßnahmen treffen.

Artikel 49 

Mit diesem Abkommen vereinbar sind Beihilfen, die den 
Erfordernissen der Koordinierung des Verkehrs oder der 
Abgeltung bestimmter mit dem Begriff des öffentlichen 
Dienstes zusammenhängender Leistungen entsprechen. 

Artikel 50 

(1) Im Verkehr im Hoheitsgebiet der Vertragsparteien
dürfen keine Diskriminierungen in der Form bestehen,
daß ein Verkehrsunternehmen in denselben V erkehrsver­
bindungen für die gleichen Güter je nach ihrem Her-

kunfts- oder Bestimmungsland unterschiedliche Frachten 
und Beförderungsbedingungen anwendet. 

(2) Das gemäß Teil VII zuständige Organ prüft von
sich aus oder auf Antrag eines EG-Mitgliedstaats oder
eines EFf A-Staates die unter diesen Artikel fallenden
Diskriminierungsfälle und erläßt die erforderlichen Ent­
scheidungen im Rahmen seiner Geschäftsordnung.

Artikel 51 

( 1) Im Verkehr im Hoheitsgebiet der Vertragsparteien
sind die von einer Vertragspartei auferlegten Frachten
und Beförderungsbedingungen verboten, die in irgendei­
ner Weise der Unterstützung oder dem Schutz eines
oder mehrerer bestimmter Unternehmen oder Industrien
dienen, es sei denn, daß das gemäß Artikel 50 Absatz 2
zuständige Organ die Genehmigung hierzu erteilt.

(2) Das zuständige Organ prüft von sich aus oder auf
Antrag eines EG-Mitgliedstaats oder eines EFf A-Staates
die in Absatz 1 bezeichneten . Frachten und Beförde­
rungsbedingungen; hierbei berücksichtigt es insbesondere
sowohl die Erfordernisse einer angemessenen Standort­
politik, die Bedürfnisse der unterentwickelten Gebiete
und die Probleme der durch politische Umstände schwer
betroffenen Gebiete als auch die Auswirkungen dieser
Frachten und Beförderungsbedingungen auf den W ettbe­
werb zwischen den Verkehrsarten.

Das zuständige Organ erläßt die erforderlichen Ent­
scheidungen -im Rahmen seiner Geschäftsordnung. 

(3) Das in Absatz 1 genannte Verbot betrifft nicht die
Wettbewerbstarife.

Artikel 52 

Die Abgaben oder Gebühren, die ein Verkehrsunterneh­
mer neben den. Frachten beim Grenzübergang in Rech­
nung stellt, dürfen unter Berücksichtigung der hierdurch 
tatsächlich verursachten Kosten eine angemessene Höhe 
nicht übersteigen. Die Vertragsparteien werden bemüht 
sein, diese Kosten schrittweise zu verringern. 

TEIL IV 

WETTBEWERBS- UND SONSTIGE GEMEINSAME REGELN 

KAPITEL 1 

VORSCHRIFTEN .FÜR UNTERNEHMEN 

Artikel 53 

(1) Mit diesem Abkommen unvereinbar und verboten 
sind alle Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Be­
schlüsse von Unternehmensvereinigungen und aufeinan­
der abgestimmte Verhaltensweisen, welche den Handel 

zwischen den Vertragsparteien zu beeinträchtigen geeig­
net sind und eine Verhinderung, Einschränkung oder 
Verfälschung des Wettbewerbs im räumlichen Geltungs­
. bereich ·dieses Abkommens bezwecken oder bewirken, 
insbesondere 

a) die unmittelbare oder mittelbare Festsetzung der An­
oder Verkaufspreise oder sonstiger Geschäftsbedin­
gungen; 
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b) die Einschränkung oder Kontrolle der Erzeugung, 
des Absatzes, der technisches Bmwicklung oder der 
Investitionen ; -

c) die Aufteilung der Märkte oder Versorgungsquellen ; 

d) die Anwendung unterschiedlicher Bedingungen bei 
gleichwertigen Leistungen gegenüber Handelspart­
nern, wodurch diese im Wettbewerb benachteiligt 
werden ; 

e) die an den Abschluß von Verträgen geknüpfte Bedin­
gung, daß die Vertragsparteien zusätzliche Leistun­
gen annehmen, die weder sachlich noch nach Han­
delsbrauch in Beziehung zum Vertragsgegenstand 
stehen . 

(2) Die nach diesem Artikel verbotenen Vereinbarun­
gen oder Beschlüsse sind nichtig. 

(3) Die Bestimmungen des Absatzes 1 können für 
nicht anwendbar erklärt werden auf 

— Vereinbarungen oder Gruppen von Vereinbarungen 
zwischen Unternehmen, 

— Beschlüsse oder Gruppen von Beschlüssen von Unter­
nehmensvereinigungen, 

— aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen oder 
Gruppen von solchen, 

die unter angemessener Beteiligung der Verbraucher an 
dem entstehenden Gewinn zur Verbesserung der Waren­
erzeugung oder -Verteilung oder zur Förderung des 
technischen oder wirtschaftlichen Fortschritts beitragen, 
ohne daß den beteiligten Unternehmen 

a) Beschränkungen auferlegt werden, die für die Ver­
wirklichung dieser Ziele nicht unerläßlich sind, oder 

b) Möglichkeiten eröffnet werden, für einen wesent­
lichen Teil der betreffenden Waren den Wettbewerb 
auszuschalten. 

Artikel 54 

Mit diesem Abkommen unvereinbar und verboten ist die 
mißbräuchliche Ausnutzung einer beherrschenden Stel­
lung im räumlichen Geltungsbereich dieses Abkommens 
oder in einem wesentlichen Teil desselben durch ein oder 
mehrere Unternehmen, soweit dies dazu führen kann, 
den Handel zwischen den Vertragsparteien zu beein­
trächtigen . 

Dieser Mißbrauch kann insbesondere in folgendem be­
stehen : 

a) der unmittelbaren oder mittelbaren Erzwingung von 
unangemessenen Einkaufs- oder Verkaufspreisen oder 
sonstigen Geschäftsbedingungen ; 

b) der Einschränkung der Erzeugung, des Absatzes oder 
der technischen Entwicklung zum Schaden der Ver­
braucher; 

c) der Anwendung unterschiedlicher Bedingungen bei 
gleichwertigen Leistungen gegenüber Handelspart­
nern, wodurch diese im Wettbewerb benachteiligt 
werden ; 

d) der an den Abschluß von Verträgen geknüpften Be­
dingung, daß die Vertragspartner zusätzliche Leistun­
gen annehmen, die weder sachlich noch nach Han­
delsbrauch in Beziehung zum Vertragsgegenstand ste­
hen . 

Artikel 55 

( 1 ) Unbeschadet der Bestimmungen des Protokolls 21 
und des Anhangs XIV zur Durchführung der Artikel 53 
und 54 achten die EG-Kommission und die in Artikel 
108 Absatz 1 genannte EFTA-Überwachungsbehörde auf 
die Verwirklichung der in den Artikeln 53 und 54 nie­
dergelegten Grundsätze . 

Das gemäß Artikel 56 zuständige Überwachungsorgan 
untersucht von Amts wegen, auf Antrag eines Staates in 
dem jeweiligen Zuständigkeitsbereich oder auf Antrag 
des anderen Überwachungsorgans die Fälle, in denen 
Zuwiderhandlungen gegen diese Grundsätze vermutet 
werden. Das zuständige Überwachungsorgan führt diese 
Untersuchungen in Zusammenarbeit mit den zuständigen 
einzelstaatlichen Behörden in dem jeweiligen Zuständig­
keitsbereich und dem anderen Überwachungsorgan 
durch, das ihm nach Maßgabe seiner Geschäftsordnung 
Amtshilfe leistet. 

Stellt es eine Zuwiderhandlung fest, so schlägt es geeig­
nete Mittel vor, um diese abzustellen . 

(2) Wird die Zuwiderhandlung nicht abgestellt, so 
trifft das zuständige Überwachungsorgan in einer mit 
Gründen versehenen Entscheidung die Feststellung, daß 
eine derartige Zuwiderhandlung vorliegt. 

Das zuständige Überwachungsorgan kann die Entschei­
dung veröffentlichen und die Staaten seines Zuständig­
keitsbereichs ermächtigen, die erforderlichen Abhilfe­
maßnahmen zu treffen, deren Bedingungen und Einzel­
heiten es festlegt. Es kann auch das andere Überwa­
chungsorgan ersuchen, die Staaten in dem jeweiligen Zu­
ständigkeitsbereich zu ermächtigen, solche Maßnahmen 
zu treffen. * 

Artikel 56 

( 1 ) Einzelfälle, die in den Anwendungsbereich des Ar­
tikels 53 fallen, werden von den Überwachungsorganen 
wie folgt entschieden : 
a) Einzelfälle, die nur den Handel zwischen EFTA­

Staaten beeinträchtigen, werden von der EFTA-Über­
wachungsbehörde entschieden . 

b) Unbeschadet des Buchstabens c entscheidet die 
EFTA-Überwachungsbehörde nach Maßgabe des Ar­
tikels 58 , des Protokolls 21 und der diesbezüglichen 
Durchführungsbestimmungen, des Protokolls 23 und 
des Anhangs XIV in Fällen, in denen der Umsatz der 
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betreffenden Unternehmen im Hoheitsgebiet der 
EFTA-Staaten 33 % oder mehr ihres Umsatzes im 

räumlichen Geltungsbereich dieses Abkommens aus­
macht. 

c) In allen sonstigen Fällen sowie in Fällen gemäß Buch­
stabe b, die den Handel zwischen EG-Mitgliedstaaten 
beeinträchtigen, entscheidet die EG-Kommission un­
ter Berücksichtigung der Bestimmungen des Artikels 
58 , des Protokolls 21 , des Protokolls 23 und des An­
hangs xrv. 

(2) Einzelfälle, die in den Anwendungsbereich des Ar­
tikels 54 fallen, werden von dem Überwachungsorgan 
entschieden, in dessen Zuständigkeitsbereich die beherr­
schende Stellung festgestellt wird . Besteht die beherr­
schende Stellung in den Zuständigkeitsbereichen beider 
Überwachungsorgane, so gilt Absatz 1 Buchstaben b 
und c. 

(3) Einzelfälle, die in den Anwendungsbereich des 
Absatzes 1 Buchstabe c fallen und die keine spürbaren 
Auswirkungen auf den Handel zwischen EG-Mitglied­
staaten oder auf den Wettbewerb innerhalb der Gemein­
schaft haben, werden von der EFTA-Überwachungsbe­
hörde entschieden . 

(4) Die Begriffe „Unternehmen" und „Umsatz" im 
Sinne dieses Artikels werden in Protokoll 22 bestimmt. 

Artikel 57 

( 1 ) Zusammenschlüsse, deren Kontrolle in Absatz 2 
vorgesehen ist und die eine beherrschende Stellung be­
gründen oder verstärken, durch die wirksamer Wettbe­
werb im räumlichen Geltungsbereich dieses Abkommens 
oder in einem wesentlichen Teil desselben erheblich be­
hindert wird, werden für mit diesem Abkommen unver­
einbar erklärt. 

(2) Die Kontrolle der Zusammenschlüsse im Sinne des 
Absatzes 1 wird durchgeführt von : 

a) der EG-Kommission in den unter die Verordnung 
(EWG) Nr. 4064/89 fallenden Fällen im Einklang mit 
jener Verordnung und den Protokollen 21 und 24 so­
wie dem Anhang XIV dieses Abkommens. Vorbehalt­
lich einer Überprüfung durch den Gerichtshof der 
Europäischen Gemeinschaften hat die EG-Kommis­
sion in diesen Fällen die alleinige Entscheidungsbe­
fugnis ; 

b) der EFTA-Überwachungsbehörde in den nicht unter 
Buchstabe a genannten Fällen, sofern die einschlägi­
gen Schwellen des Anhangs XIV im Hoheitsgebiet 
der EFTA-Staaten erreicht werden, im Einklang mit 
den Protokollen 21 und 24 sowie dem Anhang XIV 
und unbeschadet der Zuständigkeiten der EG­
Mitgliedstaaten . 

Artikel 58 

Die zuständigen Organe der Vertragsparteien arbeiten 
nach Maßgabe der Protokolle 23 und 24 zusammen, um 

im gesamten Europäischen Wirtschaftsraum eine einheit­
liche Überwachung für den Wettbewerbsbereich ^u ent­
wickeln und aufrechtzuerhalten und um eine homogene 
Durchführung, Anwendung und Auslegung der einschlä­
gigen Bestimmungen dieses Abkommens zu fördern. 

Artikel 59 

( 1 ) Die Vertragsparteien sorgen dafür, daß in bezug 
auf öffentliche Unternehmen und auf Unternehmen, de­
nen EG-Mitgliedstaaten oder EFTA-Staaten besondere 
oder ausschließliche Rechte gewähren, keine Maßnah­
men getroffen oder beibehalten werden, die diesem Ab­
kommen, insbesondere Artikel 4 und den Artikeln 53 bis 
63, widersprechen . 

(2) Für Unternehmen, die mit Dienstleistungen von 
allgemeinem wirtschaftlichen Interesse betraut sind oder 
den Charakter eines Finanzmonopols haben, gelten die 
Vorschriften dieses Abkommens, insbesondere die Wett­
bewerbsregeln, soweit die Anwendung dieser Vorschrif­
ten nicht die Erfüllung der ihnen übertragenen besonde­
ren Aufgabe rechtlich oder tatsächlich verhindert. Die 
Entwicklung des Handelsverkehrs darf nicht in einem 
Ausmaß beeinträchtigt werden, das dem Interesse der 
Vertragsparteien zuwiderläuft . 

(3) Die EG-Kommission und die EFTA-Überwa­
chungsbehörde achten im Rahmen ihrer jeweiligen Zu­
ständigkeit auf die Anwendung dieses Artikels und tref­
fen erforderlichenfalls die geeigneten Maßnahmen ge­
genüber den Staaten in ihrem jeweiligen Zuständigkeits­
bereich . 

Artikel 60 

Die besonderen Bestimmungen zur Durchführung der 
Grundsätze der Artikel 53 , 54 , 57 und 59 sind in Anhang 
XIV enthalten . 

KAPITEL 2 

STAATLICHE BEIHILFEN 

Artikel 61 

( 1 ) Soweit in diesem Abkommen nicht etwas anderes 
bestimmt ist, sind Beihilfen der EG-Mitgliedstaaten oder 
der EFTA-Staaten oder aus staatlichen Mitteln gewährte 
Beihilfen gleich welcher Art, die durch die Begünstigung 
bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige den 
Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen drohen, mit 
dem Funktionieren dieses Abkommens unvereinbar, so­
weit sie den Handel zwischen Vertragsparteien beein­
trächtigen. 

(2) Mit dem Funktionieren dieses Abkommens verein­
bar sind : 

a) Beihilfen sozialer Art an einzelne Verbraucher, wenn 
sie ohne Diskriminierung nach der Herkunft der Wa­
ren gewährt werden ; 
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b) Beihilfen zur Beseitigung von Schäden, die durch Na­
turkatastrophen oder sonstige außergewöhnliche Er­
eignisse entstanden sind ; 

c) Beihilfen für die Wirtschaft bestimmter, durch die 
Teilung Deutschlands betroffener Gebiete der Bun­
desrepublik Deutschland, soweit sie zum Ausgleich 
der durch die Teilung verursachten wirtschaftlichen 
Nachteile erforderlich sind. 

(3) Als mit dem Funktionieren dieses Abkommens ver­
einbar können angesehen werden : 

a) Beihilfen zur Förderung der wirtschaftlichen Ent­
wicklung von Gebieten, in denen die Lebenshaltung 
außergewöhnlich niedrig ist oder eine erhebliche Un­
terbeschäftigung herrscht ; 

b) Beihilfen zur Förderung wichtiger Vorhaben von ge­
meinsamem europäischem Interesse oder zur Behe­

, bung einer beträchtlichen Störung im Wirtschaftsle­
ben eines EG-Mitgliedstaats oder eines EFTA-Staa­
tes ; 

c) Beihilfen zur Förderung der Entwicklung gewisser 
Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsgebiete, soweit sie 
die Handelsbedingungen nicht in einer Weise verän­
dern, die dem gemeinsamen Interesse zuwiderläuft ; 

d) sonstige Arten von Beihilfen, die der Gemeinsame 
EWR-Ausschuß gemäß Teil VII festlegt. 

Artikel 62 

( 1 ) Alle bestehenden Beihilferegelungen im Hoheits­
gebiet der Vertragsparteien sowie die geplante Gewäh­
rung oder Änderung staatlicher Beihilfen werden fortlau­
fend auf ihre Vereinbarkeit mit Artikel 61 überprüft. Zu­
ständig für diese Prüfung ist 

a) im Falle der EG-Mitgliedstaaten die EG-Kommission 
gemäß Artikel 93 des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

b) im Falle der EFTA-Staaten die EFTA-Überwachungs­
behörde gemäß den Bestimmungen eines Abkommens 
zwischen den EFTA-Staaten zur Errichtung einer 
EFTA-Überwachungsbehörde, die mit den in Proto­
koll 26 festgelegten Aufgaben und Befugnissen be­
traut ist. 

(2) Die EG-Kommission und die EFTA-Überwa­
chungsbehörde arbeiten nach Maßgabe des Protokolls 27 
zusammen, um eine einheitliche Überwachung der staat­
lichen Beihilfen im gesamten räumlichen Geltungsbereich 
dieses Abkommens sicherzustellen. 

Artikel 63 

Die besonderen Bestimmungen über die staatlichen Bei­
hilfen sind in Anhang XV enthalten . 

Artikel 64 

( 1 ) Ist eines der Überwachungsorgane der Ansicht, 
daß die Durchführung der Artikel 61 und 62 dieses Ab­
kommens sowie des Artikels 5 des Protokolls 14 durch 

das andere Überwachungsorgan nicht der Aufrechterhal­
tung gleicher Wettbewerbsbedingungen im räumlichen 
Geltungsbereich dieses Abkommens entspricht, so findet 
innerhalb von zwei Wochen ein Meinungsaustausch nach 
dem Verfahren des Protokolls 27 Buchstabe f statt. 

Wird bis zum Ablauf dieser Zweiwochenfrist keine ein­
vernehmliche Lösung gefunden, so kann die zuständige 
Behörde der betroffenen Vertragspartei unverzüglich ge­
eignete vorläufige Maßnahmen ergreifen, um der sich er­
gebenden Wettbewerbsverfälschung zu begegnen . 

Danach finden Konsultationen im Gemeinsamen EWR­
Ausschuß statt, um eine für alle Seiten annehmbare Lö­
sung zu finden . 

Kann der Gemeinsame EWR-Ausschuß innerhalb von 

drei Monaten keine solche Lösung finden und führt die 
betreffende Verhaltensweise zu einer den Handel zwi­
schen den Vertragsparteien beeinträchtigenden Wettbe­
werbsverfälschung oder droht sie dazu zu führen, so 
können die vorläufigen Maßnahmen durch die endgülti­
gen Maßnahmen ersetzt werden, die unbedingt erforder­
lich sind , um die Auswirkungen der Verfälschung auszu­
gleichen . Es sind vorrangig solche Maßnahmen zu er­
greifen, die das Funktionieren des EWR am wenigsten 
stören. 

(2) Dieser Artikel gilt auch für staatliche Monopole, 
die nach der Unterzeichnung des Abkommens errichtet 
werden. 

KAPITEL 3 

SONSTIGE GEMEINSAME REGELN 

Artikel 65 

( 1 ) Die besonderen Bestimmungen und besonderen 
Regelungen über das öffentliche Auftragswesen sind in 
Anhang XVI enthalten und gelten, sofern nichts anderes 
bestimmt ist, für alle Waren und die aufgeführten 
Dienstleistungen. 

(2) Die besonderen Bestimmungen und besonderen 
Regelungen über das geistige Eigentum und den gewerb­
lichen Rechtsschutz sind in Protokoll 28 und in Anhang 
XVII enthalten und gelten, sofern nichts anderes be­
stimmt ist, für alle Waren und Dienstleistungen. 
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TEIL V 

HORIZONTALE BESTIMMUNGEN IM ZUSAMMENHANG MIT DEN VIER 
FREIHEITEN 

KAPITEL 1 

SOZIALPOLITIK 

Artikel 66 

Die Vertragsparteien sind sich über die Notwendigkeit 
einig, auf eine Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbe­
dingungen der Arbeitskräfte hinzuwirken. 

Artikel 67 

( 1 ) Die Vertragsparteien bemühen sich, die Verbesse­
rung insbesondere der Arbeitsumwelt zu fördern, um die 
Sicherheit und die Gesundheit der Arbeitnehmer zu 
schützen . Als Beitrag zur Verwirklichung dieses Zieles 
werden Mindestvorschriften angewendet, die unter Be­
rücksichtigung der bestehenden Bedingungen und tech­
nischen Regelungen der einzelnen Vertragsparteien 
schrittweise durchzuführen sind . Derartige Mindestvor­
schriften hindern die einzelnen Vertragsparteien nicht 
daran, Maßnahmen zum verstärkten Schutz der Arbeits­
bedingungen beizubehalten oder zu treffen, die mit die­
sem Abkommen vereinbar sind. 

(2) Die Bestimmungen, die als Mindestvorschriften im 
Sinne des Absatzes 1 durchzuführen sind, sind in An­
hang XVIII aufgeführt. 

Artikel 68 

Auf dem Gebiet des Arbeitsrechts führen die Vertrags­
parteien die für das gute Funktionieren dieses Abkom­
mens erforderlichen Maßnahmen ein . Diese Maßnahmen 

sind in Anhang XVIII aufgeführt. 

Artikel 69 

( 1 ) Jede Vertragspartei wird den Grundsatz des glei­
chen Entgelts für Männer und Frauen bei gleicher Arbeit 
anwenden und beibehalten. 

Unter „Entgelt" im Sinne dieses Artikels sind die übli­
chen Grund- oder Mindestlöhne und -gehälter sowie alle 
sonstigen Vergütungen zu verstehen, die der Arbeitgeber 
aufgrund des Dienstverhältnisses dem Arbeitnehmer mit­
telbar und unmittelbar in bar oder in Sachleistungen 
zahlt. 

Gleichheit des Arbeitsentgelts ohne Diskriminierung auf­
grund des Geschlechts bedeutet : 

a) daß das Entgelt für eine gleiche nach Akkord be­
zahlte Arbeit aufgrund der gleichen Maßeinheit fest­
gesetzt wird ; 

b) daß für eine nach Zeit bezahlte Arbeit das Entgelt bei 
gleichem Arbeitsplatz gleich ist. 

(2) Die besonderen Durchführungsbestimmungen zu 
Absatz 1 sind in Anhang XVIII enthalten. 

Artikel 70 

Die Vertragsparteien fördern den Grundsatz der Gleich-
behandlung von Männern und Frauen mit der Durchfüh­
rung der in Anhang XVIII enthaltenen Bestimmungen . 

Artikel 71 

Die Vertragsparteien bemühen sich darum, den Dialog 
zwischen den Sozialpartnern auf europäischer Ebene zu 
fördern . 

KAPITEL 2 

VERBRAUCHERSCHUTZ 

Artikel 72 

Die Bestimmungen über den Verbraucherschutz sind in 
Anhang XIX enthalten . 

KAPITEL 3 

UMWELT 

Artikel 73 

( 1 ) Die Umweltpolitik der Vertragsparteien hat zum 
Ziel, 

a) die Umwelt zu erhalten, zu schützen und ihre Quali­
tät zu verbessern ; 

b) zum Schutz der menschlichen Gesundheit beizutra­
gen ; 

c) eine umsichtige und rationelle Verwendung der na­
türlichen Ressourcen zu gewährleisten. 

(2) Die Tätigkeit der Vertragsparteien im Bereich der 
Umwelt unterliegt dem Grundsatz, Umweltbeeinträchti­
gungen vorzubeugen und sie nach Möglichkeit an ihrem 
Ursprung zu bekämpfen, sowie dem Verursacherprinzip . 
Die Erfordernisse des Umweltschutzes sind Bestandteil 
der anderen Politiken der Vertragsparteien. 
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Artikel 74 

Die besonderen Bestimmungen über die Schutzmaßnah­
men nach Artikel 73 sind in Anhang XX enthalten. 

Artikel 75 

Die Schutzmaßnahmen nach Artikel 74 hindern die ein­
zelnen Vertragsparteien nicht daran, verstärkte Schutz­
maßnahmen beizubehalten oder zu ergreifen , die mit 
diesem Abkommen vereinbar sind. 

KAPITEL 4 

STATISTIK 

Artikel 76 

( 1 ) Die Vertragsparteien sorgen für die Erstellung und 
Verbreitung von kohärenten und vergleichbaren Statisti­
ken für die Beschreibung und Überwachung aller ein­
schlägigen wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen 
Aspekte des EWR. 

(2) Zu diesem Zweck entwickeln und benutzen die 
Vertragsparteien harmonisierte Methoden, Definitionen 
und Klassifikationen sowie gemeinsame Programme und 
Verfahren, in denen die Zusammenarbeit der zuständi­
gen Verwaltungsebenen im Bereich der Statistik organi­
siert wird und der Datenschutz gebührende Beachtung 
findet . 

(3) Die besonderen Bestimmungen über die Statistik 
sind in Anhang XXI enthalten . 

(4) Die besonderen Bestimmungen über die Gestal­
tung der Zusammenarbeit im Bereich der Statistik sind in 
Protokoll 30 enthalten . ' 

KAPITEL 5 

GESELLSCHAFTSRECHT 

Artikel 77 

Die besonderen Bestimmungen über das Gesellschafts­
recht sind in Anhang XXII enthalten . 

TEIL VI 

ZUSAMMENARBEIT AUSSERHALB DER VIER FREIHEITEN 

Artikel 78 

Die Vertragsparteien verstärken und erweitern ihre Zu­
sammenarbeit im Rahmen der Gemeinschaftsaktionen in 
den Bereichen 

— Forschung und technologische Entwicklung, 

— Informationsdienste, 

— Umwelt, 

— allgemeine und berufliche Bildung und Jugend, 

— Sozialpolitik, 

— Verbraucherschutz, 

— kleine und mittlere Unternehmen, 

— Fremdenverkehr, 

— audiovisueller Sektor und 

— Katastrophenschutz, 

soweit diese Sachgebiete nicht unter aridere Teile dieses 
Abkommens fallen . 

Artikel 79 

( 1 ) Die Vertragsparteien vertiefen den Dialog mitein­
ander in jeder geeigneten Weise, insbesondere gemäß 
den Verfahren des Teils VII, um festzustellen, auf wel­
chen Gebieten und in welchen Arbeitsbereichen eine en­
gere Zusammenarbeit zur Verwirklichung ihrer in Arti­
kel 78 aufgeführten gemeinsamen Ziele beitragen 
könnte . 

(2) Sie tauschen insbesondere Informationen aus und 
führen auf Antrag einer Vertragspartei Konsultationen 
im Gemeinsamen EWR-Ausschuß über Plänfe oder Vor­
schläge für die Aufstellung oder Änderung von Rahmen­
programmen, Sonderprogrammen, Aktionen und Vorha­
ben in den in Artikel 78 aufgeführten Bereichen. 

(3) Teil VII gilt sinngemäß für diesen Teil, soweit die­
ser Teil oder Protokoll 31 dies ausdrücklich vorsehen. 

Artikel 80 

Die Zusammenarbeit nach Artikel 78 gestaltet sich in der 
Regel wie folgt : 

— Beteiligung der EFTA-Staaten an Rahmenprogram­
men, Sonderprogrammen, Projekten oder anderen 
Aktionen der Gemeinschaft ; 
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— Festlegung gemeinsamer Tätigkeiten in besonderen 
Bereichen ; dazu gehören auch Konzertierung oder 
Koordinierung der Tätigkeiten, Zusammenschluß bis­
heriger Tätigkeiten und Festlegung gemeinsamer Ad­
hoc-Tätigkeiten ; 

— Austausch oder Bereitstellung von Informationen auf 
formeller und informeller Grundlage ; 

— gemeinsames Bemühen zur Förderung bestimmter 
Tätigkeiten im gesamten Hoheitsgebiet der Vertrags­
parteien ; 

— soweit zweckmäßig, parallele Gesetzgebung gleichen 
oder gleichartigen Inhalts ; 

— Koordinierung der Bemühungen und Tätigkeiten 
mittels oder im Rahmen internationaler Organisatio­
nen sowie der Zusammenarbeit mit Drittländern, so­
weit dies im gegenseitigen Interesse liegt. 

Artikel 81 

Die Zusammenarbeit in Form einer Beteiligung der 
EFTA-Staaten an Rahmenprogrammen, Sonderprogram­
men, Projekten oder anderen Aktionen der Gemein­
schaft beruht auf folgenden Grundsätzen : 

a) Die EFTA-Staaten haben Zugang zu allen Teilen ei­
nes Programms. 

b) Bei der Festlegung des Status der EFTA-Staaten in 
den Ausschüssen, die die EG-Kommission bei der 
Durchführung oder Entwicklung von Tätigkeiten der 
Gemeinschaft unterstützen, zu denen die EFTA-Staa­
ten aufgrund ihrer Beteiligung finanzielle Beiträge lei­
sten , wird diesen Beiträgen voll Rechnung getragen . 

c) Die Entscheidungen der Gemeinschaft, die nicht den 
Gesamthaushalt der Gemeinschaft betreffen und die 
sich unmittelbar oder mittelbar auf ein Rahmenpro­
gramm, ein Sonderprogramm, ein Projekt oder eine 
andere Aktion auswirken, an denen sich EFTA­
Staaten aufgrund einer Entscheidung nach diesem 
Abkommen beteiligen, werden gemäß Artikel 79 
Absatz 3 getroffen . Die Bedingungen der weiteren 
Beteiligung an den betreffenden Maßnahmen können 
von dem Gemeinsamen EWR-Ausschuß gemäß Arti­
kel 86 überprüft werden. 

d) Bei der Projektvorbereitung haben die Institutionen, 
Unternehmen, Organisationen und Angehörigen der 
EFTA-Staaten im Rahmen der Programme und ande­
ren Aktionen der Gemeinschaft die gleichen Rechte 
und Pflichten wie die Institutionen, Unternehmen, 
Organisationen und Angehörigen der Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft. Das gleiche gilt sinngemäß im 
Rahmen der jeweiligen Aktionen für die Teilnehmer 
am Austausch zwischen EG-Mitgliedstaaten und 
EFTA-Staaten . 

e) Die EFTA-Staaten, ihre Einrichtungen, Unterneh­
men, Organisationen und Angehörigen haben hin­
sichtlich der Verbreitung, Bewertung und Verwertung 
von Ergebnissen die gleichen Rechte und Pflichten 
wie die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft, ihre Insti­
tutionen, Unternehmen, Organisationen und Angehö­
rigen . 

f) Die Vertragsparteien verpflichten sich, im Einklang 
mit ihren jeweiligen Regelungen und Vorschriften die 
Mobilität der Teilnehmer an den Programmen und 
anderen Aktionen im erforderlichen Umfang zu er­
leichtern. 

Artikel 82 

( 1 ) Ist mit der in diesem Teil vorgesehenen Zusam­
menarbeit eine finanzielle Beteiligung der EFTA-Staaten 
verbunden, so gestaltet sich diese je nach Fall wie folgt : 

a) Der Beitrag der EFTA-Staaten aufgrund ihrer Beteili­
gung an Maßnahmen der Gemeinschaft berechnet 
sich proportional 

— zu den Verpflichtungsermächtigungen und 

— zu den Zahlungsermächtigungen, 

die für die Gemeinschaft jährlich in den jeweiligen 
Haushaltsposten für die betreffenden Maßnahmen im 
Gesamthaushaltsplan der Gemeinschaft veranschlagt 
sind. 

Der Proportionalitätsfaktor, der die Höhe der Beteili­
gung der EFTA-Staaten bestimmt, ist die Summe der 
Zahlen, die das jeweilige Verhältnis wiedergeben zwi­
schen dem Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen je­
des einzelnen EFTA-Staates einerseits und der 
Summe der Bruttoinlandsprodukte zu Marktpreisen 
der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und des betref­
fenden EFTA-Staates andererseits . Dieser Faktor wird 
für jedes Haushaltsjahr auf der Grundlage der 
neuesten Statistiken berechnet. 

Der Beitrag der EFTA-Staaten wird sowohl bei den 
Verpflichtungsermächtigungen als auch bei den Zah­
lungsermächtigungen zusätzlich zu den Beträgen be­
reitgestellt, die für die Gemeinschaft in dem jeweili­
gen Posten für die betreffenden Maßnahmen im Ge­
samthaushaltsplan veranschlagt sind. 

Die jährlich zu zahlenden Beiträge der EFTA-Staaten 
werden auf der Grundlage der Zahlungsermächtigun­
gen festgesetzt . 

Weder Verpflichtungen, die die Gemeinschaft einge­
gangen war, bevor die Beteiligung der EFTA-Staaten 
an den betreffenden Maßnahmen aufgrund dieses Ab­
kommens in Kraft getreten ist, noch hierauf geleistete 
Zahlungen begründen eine Beitragspflicht der EFTA­
Staaten . 



TEIL VII

INSTITUTIONELLE BESTIMMUNGEN

KAPITEL 1

STRUKTUR DER ASSOZIATION

Abschnitt 1

Der EWR-Rat

(2) Die Vertragsparteien können - hinsichtlich der
Gemeinschaft und der EG-Mitgliedstaaten innerhalb des
jeweiligen Zuständigkeitsbereichs - eine Frage , die zu ei­
ner Schwierigkeit führen kann, nach ihrer Erörterung im
Gemeinsamen EWR-Ausschuß oder in besonders drin­
genden Fällen unmittelbar im EWR-Rat zur Sprache
bringen .

(3) Der EWR-Rat gibt sich durch Beschluß eine Ge­
schäftsordnung.

Artikel 90

( 1 ) Der EWR-Rat besteht aus den Mitgliedern des
Rates der Europäischen Gemeinschaften und Mitgliedern
der EG-Kommission sowie je einem Mitglied der Regie­
rung jedes EFTA-Staates .

Die Mitglieder des EWR-Rates können sich nach Maß­
gabe der in seiner Geschäftsordnung festzulegenden Be­
stimmungen vertreten lassen .

Artikel 89

( 1 ) Es wird ein EWR-Rat eingesetzt. Er hat insbeson­
dere die Aufgabe, die politischen Anstöße für die Durch­
führung dieses Abkommens zu geben und die allgemei­
nen Leitlinien für den Gemeinsamen EWR-Ausschuß
festzulegen.

Zu diesem Zweck bewertet der EWR-Rat das allgemeine
Funktionieren und die Entwicklung des Abkommens . Er
trifft die politischen Entscheidungen, die zu Änderungen
des Abkommens führen .
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b) Der finanzielle Beitrag der EFTA-Staaten aufgrund 
ihrer Beteiligung an bestimmten Projekten oder ande­
ren Maßnahmen beruht auf dem Grundsatz , daß jede 
Vertragspartei ihre eigenen Kosten trägt und einen 
angemessenen Beitrag zur Deckung der Gemeinko­
sten der Gemeinschaft leistet, den der Gemeinsame 
EWR-Ausschuß festsetzt . 

c) Der Gemeinsame EWR-Ausschuß faßt die notwendi­
gen Beschlüsse über den Beitrag der Vertragsparteien 
zu den Kosten der betreffenden Maßnahme . 

(2) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti­
kel sind in Protokoll 32 im einzelnen niedergelegt . 

Artikel 83 

Unter Beachtung der Erfordernisse der Vertraulichkeit, 
die vom Gemeinsamen EWR-Ausschuß festgelegt wer­
den, haben die EFTA-Staaten im Falle der Zusammenar­
beit in Form eines Informationsaustauschs zwischen Be­
hörden das gleiche Informationsrecht und die gleiche In­
formationspflicht wie die EG-Mitgliedstaaten . 

Artikel 84 

Die Bestimmungen über die Zusammenarbeit in be­
stimmten Bereichen sind in Protokoll 31 niedergelegt. 

Artikel 85 

Soweit in Protokoll 31 nichts anderes bestimmt ist, gel­
ten für die Zusammenarbeit, die zwischen der Gemein­

schaft und einzelnen EFTA-Staaten in den in Artikel 78 
aufgeführten Bereichen zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Abkommens bereits bestand, nach diesem Zeit­
punkt die einschlägigen Bestimmungen dieses Teils und 
des Protokolls 31 . 

Artikel 86 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuß faßt nach Maßgabe 
des Teils VII alle für die Durchführung der Artikel 78 
bis 85 und der daraus abgeleiteten Maßnahmen erforder­
lichen Beschlüsse , wozu unter anderem die Ergänzung 
oder Anpassung des Protokolls 31 wie auch der Erlaß 
von für die Durchführung des Artikels 85 erforderlichen 
Übergangsregelungen gehören kann. 

Artikel 87 

Die Vertragsparteien unternehmen die notwendigen 
Schritte, um die Zusammenarbeit bei Maßnahmen der 
Gemeinschaft in Bereichen, die nicht in Artikel 78 aufge­
führt sind, zu entwickeln, zu verstärken oder zu erwei­
tern, wenn eine derartige Zusammenarbeit geeignet er­
scheint, einen Beitrag zur Verwirklichung der Ziele die­
ses Abkommens zu leisten, oder nach Ansicht der Ver­
tragsparteien auf sonstige Weise im gegenseitigen Inter­
esse liegt . Dazu kann gehören, daß Artikel 78 durch Ein­
beziehung weiterer Bereiche ergänzt wird . 

Artikel 88 

Unbeschadet der Bestimmungen anderer Teile dieses Ab­
kommens hindern die Bestimmungen dieses Teils eine 
Vertragspartei nicht daran, unabhängig Maßnahmen 
vorzubereiten, zu ergreifen und durchzuführen . 




